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Zusammenfassung  

Die vorliegende Dokumentation fasst die wichtigsten Ergebnisse des siebenstündigen Politik-

Workshops „Zugang zu Land & Flächensicherung – Gegenwärtige Herausforderungen und Poten-

ziale landwirtschaftlicher Flächennutzung in der Region Berlin-Brandenburg“ zusammen. Der 

Workshop mit 16 Teilnehmenden fand am 17. Januar 2023 im Haus der Brandenburgisch-Preußi-

schen Geschichte in Potsdam statt. Die Dokumentation enthält Hintergründe zum KOPOS-Projekt, 

vier Inputvorträge, zentrale Kernergebnisse sowie die Liste der Teilnehmer*innen, das Programm 

und ein Fotoprotokoll des Workshops im Anhang. Weitere Eindrücke und die Präsentationsfolien 

der Inputgeber sind auf der KOPOS-Website verfügbar: https://www.kopos-projekt.de/de/veran-

staltung/zugang-zu-land-und-flaechensicherung-der-region-berlin-brandenburg 

Zu Beginn des Workshops stellte Annabella Jakab (Netzwerk Flächensicherung e. V. und KOPOS-

Projektteam) den inhaltlichen Rahmen der Veranstaltung vor, indem sie auf die gegenwärtigen 

Herausforderungen und Potenziale landwirtschaftlicher Flächennutzung in der Region Berlin-

Brandenburg einging. Im ersten Impuls zu politischen Handlungsempfehlungen ging Andreas 

Obersteg (HafenCity Universität Hamburg) anschließend auf die verschiedenen planerischen Steu-

erungsinstrumente der Flächensicherung ein. Ein zentrales Steuerungselement auf kommunaler 

Ebene ist die Ausgestaltung der Vergabekriterien für Flächen. In seinem Impuls erläuterte Willi 

Lehnert (Bündnis junge Landwirtschaft und Flächenplattform Brandenburg) die aktuelle Situation, 

Herausforderungen, Bedarfe und Lösungsansätze. Der letzte Impulsvortrag von Sebastian Rogga 

(Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung e. V. und Projektkoordinator von KOPOS) ordnete 

die Thematik in den Rahmen des KOPOS Projekts ein. Hierfür stellte er Ansätze vor, wie aus trans-

formativer Forschung politische Handlungsansätze abgeleitet werden können. 

Kern des Workshops waren ebendiese politischen Handlungsansätze, die von den Teilnehmenden 

in zwei Szenarien entwickelt und diskutiert wurden. Folgende Kernergebnisse zu planerischen 

Handlungsansätzen und Ansätzen der kommunalen Vergabe wurden herausgearbeitet: 

Planerische Handlungsansätze zur Sicherung von Flächen 

• Kombination aus Landschaftsplan und Flächennutzungsplan: Für eine Sicherung landwirt-

schaftlicher Flächen ist die Einführung eines rechtlich verpflichtenden Landschaftsplans in 

Kombination mit dem Flächennutzungsplan sinnvoll. Zudem wäre es von Vorteil, landwirt-

schaftliche Flächen in Bebauungsplänen abzubilden und deren Funktion zu erweitern. Au-

ßerdem sollte im Grünordnungsplan die neue Kategorie „Pflege- und Entwicklungsplan 

(PEP)“ aufgesetzt werden, um Tourismus, Erholung und Landwirtschaft zu kombinieren. 

• Städtebaulicher Vertrag: Der Zweiklang aus Landschaftsplan und Flächennutzungsplan sollte 

mit weiteren flankierenden Instrumenten unterstützt werden. Freiwillige Instrumente wie z. 

B. Runde Tische könnten die Bewusstseinsbildung der Kommunen für planerische Maßnah-

men zum Erhalt landwirtschaftlicher Flächen stärken. Städtebauliche Verträge sollten imple-

mentiert werden, um so die Bauleitpläne zu ergänzen und die Art der landwirtschaftlichen 

Nutzung, bspw. regionale Landwirtschaft festzuschreiben und zu fördern.  

https://www.kopos-projekt.de/de/veranstaltung/zugang-zu-land-und-flaechensicherung-der-region-berlin-brandenburg
https://www.kopos-projekt.de/de/veranstaltung/zugang-zu-land-und-flaechensicherung-der-region-berlin-brandenburg
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• Überprüfung der Bebauungspläne: Es ist notwendig, die bestehenden Bebauungspläne da-

hingehend zu überprüfen, ob bewirtschaftete Ackerflächen, die durch eine vergangene Aus-

weisung von Flächen für Wohnraum oder Gewerbegebieten, noch immer den Status des 

Bauerwartungslandes besitzen. Bebauungspläne sind entsprechend anzupassen bzw. aufzu-

lösen und ggf. sollte Bauerwartungsland in den Bebauungsplänen wieder als landwirtschaft-

liche Fläche ausgewiesen werden. 

• Landwirtschaftliche Vorranggebiete: Diese können von den Planungsgemeinschaften als 

vergleichsweise stark bindendes Instrument zum Erhalt landwirtschaftlicher Flächen genutzt 

werden. Vorranggebiete Landwirtschaft können aufgrund der Bodengüte (Ackerzahl) oder 

wegen anderer Funktionen (Wasserspeicherkapazität, Bedeutung für den Klimaschutz) aus-

gewiesen werden. Dafür ist die Datenverfügbarkeit zur Bewirtschaftungsart und Bodenbe-

schaffung unabdingbar. Die Landesbehörde für Geo-Information und die Wasserbehörden 

könnten entsprechende Daten detaillierter erheben und diese den räumlichen Planern, wie 

es bereits in der Region Havelland-Flämig umgesetzt wird, zur Verfügung stellen.  

• Ausübung von Vorkaufsrechten – Flächenzukauf für Gemeinden: Das Vorkaufsrecht für 

landwirtschaftliche Flächen bietet Kommunen die Möglichkeit, ihre eigenen Flächenpools zu 

erweitern und so den Zugang zu Flächen für priorisierte Nutzergruppen zu ermöglichen. In 

der Praxis wird das Vorkaufsrecht noch nicht flächendeckend von den Kommunen ausge-

führt. Das Baugesetzbuch (BauGB) und das Brandenburgische Naturschutzausführungsge-

setz (BbgNatSchAG) regeln die Vorkaufsrechte von Gemeinden. 

Handlungsansätze kommunaler Vergabe von Flächen 

• Interkommunale Zusammenarbeit stärken: Verschiedene Gemeinden können gemeinsame 

Kriterien für die Vergabe von Flächen erarbeiten und so Ressourcen bündeln.  

• Vergabekriterien nach Punktesystem: Verschiedene Einrichtungen und Organisationen wie 

z. B. die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland (EKM), die evangelische Kirche Berlin-Bran-

denburg-schlesische Oberlausitz (EKBO) oder die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirt-

schaft (AbL) erarbeiten nachhaltige Vergabekriterien, z. B. nach einem entsprechenden 

Punktesystem. 

• Kontrolle und Evaluierung: Die im Pachtvertrag angelegten oder bei Vergabe bestimmten 

Kriterien sollten routinemäßig kontrolliert werden. Eine entsprechende Datengrundlage zur 

Kontrolle wäre – je nach Art der festgelegten Kriterien – durch die InVeKoS-Datenbank gege-

ben.  

• „Vorrang von Leistung vor Preis“ als Vergabekriterium: Um faire Vergabepraktiken zu för-

dern, prüft das MLUK aktuell das Prinzip des „Vorrangs von Leistung vor dem Preis“ als Verga-

bekriterium: Grundsätzlich ist es schwierig die sehr hohen Preise bei der Verpachtung und 

dem Verkauf von Flächen zu deckeln. Deshalb kann eine Vergabe nach sogenannten Leis-

tungskriterien Vorteile des Zugangs zu Flächen für Landwirt*innen bedeuten, die entspre-

chenden Kriterien erfüllen und ihnen ermöglichen, ertragsangemessene Pachtpreise zu zah-

len. 

• Gründung einer Landgesellschaft: Die Gründung einer Landgesellschaft für Berlin-Branden-

burg wird empfohlen. Diese könnte die Verwaltung von Flächen und die Bildung von Flächen-

pools für die Vergabe nach Kriterien umsetzen.  

https://www.zi-daten.de/infoZID.html


 

4  Hintergrund 

1 Hintergrund 

Durch den starken Anstieg der Bodenpreise wird der Zugang zu landwirtschaftlichen Flächen und 

die langfristige Sicherung dieser Flächen für eine nachhaltige Produktion in Brandenburg immer 

schwieriger.  

Das vom BMBF geförderte Forschungsprojekt KOPOS („KOPOS – Neue Kooperations- und Pooling-

modelle für nachhaltige Landnutzung und Nahrungsversorgung im Stadt-Land-Verbund“, www.ko-

pos-projekt.de) befasst sich daher mit Flächensicherungs- & Zugangsstrategien für eine nachhal-

tige landwirtschaftliche Produktion in der Region Berlin-Brandenburg. 

Um aus den Forschungsergebnissen wichtige politische Handlungsoptionen abzuleiten, wurde am 

17. Januar 2023 ein Workshop in Potsdam zum Thema Zugang zu Flächen und Sicherung von 

Flächen mit Akteur*innen aus Praxis, Politik und Wissenschaft veranstaltet. Gemeinsam mit ver-

schiedenen Stakeholdern und Praxisakteuren aus der Region wie dem Netzwerk Flächensicherung, 

den Berliner Stadtgütern, oder der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming wurden 

Empfehlungen für einen leichteren Zugang und eine dauerhafte Sicherung von Flächen für eine 

nachhaltige landwirtschaftliche Nutzung an politische Entscheidungsträger*innen erarbeitet. 

Hintergrund zum Projekt „KOPOS“ in Berlin-Brandenburg: Für die Re-Regionalisierung der Agrar- 

und Ernährungssysteme untersucht KOPOS die Rolle von Kooperations- und Poolingmodellen. 

Diese können die gemeinsame Nutzung von Ressourcen erleichtern, wie z. B. von Produktionsmit-

teln, Dienstleistungen, Flächen, Kapital und Netzwerkstrukturen. Die Projektregion Berlin-Bran-

denburg befasst sich mit dem Zugang zu Flächen und ihrer Sicherung für eine nachhaltige landwirt-

schaftliche Nutzung. 

Im Rahmen der KOPOS Arbeiten in Berlin-Brandenburg sollen bereits vorhandene Allianzen z. B. 

zwischen Verbraucher*innen und Erzeuger*innen, aber auch zwischen Kommunen und Land-

wirt*innen oder Verwaltungen analysiert und neue Modelle für eine dauerhafte Sicherung von Flä-

chen entwickelt werden. Über Pilot- und Modellprojekte werden neue Ansätze durch KOPOS auch 

direkt in die Praxis umgesetzt und auf ihre Wirkung hin analysiert. 

Als Projektpartner involviert sind in Berlin-Brandenburg das Netzwerk Flächensicherung, die Berli-

ner Stadtgüter und das Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung e. V. (ZALF) sowie als asso-

ziierte Partner die Berliner Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminie-

rung; die Berliner Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, das Brandenburger Mi-

nisterium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft (MLUK), die Evangelische Kirche 

Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz (Umweltbüro) sowie der bauerngarten Hof Wendelin 

GbR. 

 

http://www.kopos-projekt.de/
http://www.kopos-projekt.de/
mailto:https://www.kopos-projekt.de/
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2 Herausforderungen & Potenziale landwirtschaftlicher 
Flächennutzung in Berlin-Brandenburg 

Zu Beginn des Workshops stellte Annabella Jakab vom Netzwerk Flächensicherung e. V. und KO-

POS-Projektteam den inhaltlichen Rahmen der Veranstaltung vor, indem sie auf die gegenwärtigen 

Herausforderungen und Potenziale landwirtschaftlicher Flächennutzung in der Region Berlin-Bran-

denburg einging. Die Sicherung landwirtschaftlicher Flächen (Acker- und Grünland) durch planeri-

sche Instrumente ist die Voraussetzung für die Ausgestaltung des Zugangs und damit der Vergabe 

von Flächen. Hierbei spielen u.a. die Berücksichtigung von Ökosystemleistungen (z. B. als Hebel für 

lokale Klima- und Biodiversitätsstrategien) und die Möglichkeiten des Zugangs für Junglandwirt*in-

nen, Neu- und Quereinsteiger*innen (JNQs) eine zentrale Rolle. 

 
Abbildung 1: Flächensicherung als Grundlage für den Zugang zu Land (eigene Darstellung) 

Deutschlandweites Ziel ist es, den Flächenverbrauch bis 2030 von derzeit 52 Hektar (Jahr 2021) 

auf unter 30 Hektar pro Tag zu senken und bis 2050 „Netto Null“ zu erreichen. In der Region Berlin-

Brandenburg entsprach der Flächenverbrauch beispielsweise 7,7 Hektar täglich (Jahr 2020), was 

eine Verdopplung zu den Vorjahren darstellte.1 Vor dem Hintergrund dieser politischen Zielvor-

gabe stehen Kommunen unter großem Druck, den aktuellen Herausforderungen eines zunehmen-

den Flächenverbrauchs effektiv entgegenzuwirken. Mit der immer knapper werdenden Ressource 

„Land“ geht eine enorme Steigerung der Pacht- und Kaufpreise einher. Das erschwert neben etab-

lierten Landwirt*innen auch JNQs den Zugang zu Land, die meist geringe finanzielle Ressourcen, 

Netzwerke und informelle Kontakte haben, aber gleichzeitig unabdingbar für die Sicherung nach-

haltiger Ernährungssysteme und die Stärkung der ländlichen Räume sind.  

Politische Strategiepapiere auf den verschiedenen Ebenen (EU, Bund, Länder, Kommunen) adres-

sieren diese Probleme, die durch ein Wirkungsgeflecht unterschiedlicher Ziele (nachhaltige regio-

nale Ernährungssysteme, Entwicklung ländlicher Räume im Stadt-Land-Verbund, 

 
1 BUND (2021): Weltbodentag: Flächenverbrauch sprunghaft angestiegen – BUND Brandenburg fordert Maßnahmen 

zum Flächensparen. Online verfügbar unter: https://www.bund-brandenburg.de/service/presse/pressemitteilun-
gen/news/weltbodentag-flaechenverbrauch-sprunghaft-angestiegen-bund-brandenburg-fordert-massnahmen-zum-
flaechensparen/ 

https://www.bund-brandenburg.de/service/presse/pressemitteilungen/news/weltbodentag-flaechenverbrauch-sprunghaft-angestiegen-bund-brandenburg-fordert-massnahmen-zum-flaechensparen/
https://www.bund-brandenburg.de/service/presse/pressemitteilungen/news/weltbodentag-flaechenverbrauch-sprunghaft-angestiegen-bund-brandenburg-fordert-massnahmen-zum-flaechensparen/
https://www.bund-brandenburg.de/service/presse/pressemitteilungen/news/weltbodentag-flaechenverbrauch-sprunghaft-angestiegen-bund-brandenburg-fordert-massnahmen-zum-flaechensparen/
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Ökosystemleistungen, Klimaanpassung und Wasserhaltefähigkeiten/Grundwassersicherung), die 

eng miteinander verknüpft sind. 

Mit Blick auf diese Spannungsfelder stellen sich folgende Fragen: Was brauchen kommunale Ent-

scheidungsträger*innen zur Umsetzung der politischen Strategien? Welche Hebelfunktion haben 

regionale Flächenpotenziale? Wie kann die Planungsebene die Nachhaltigkeitsziele unterstüt-

zen? 

3 Impulse für politische Handlungsempfehlungen 

3.1 Planerische Steuerungsinstrumente der Flächensicherung 

In dem ersten Impuls zu politischen Handlungsempfehlungen ging Andreas Obersteg von der Ha-

fenCity Universität Hamburg (HCU) auf die planerische Steuerung der Flächensicherung ein (siehe 

Abb. 2). Unterschieden werden für die Region Berlin-Brandenburg drei Ebenen der Räumlichen 

Planung: 

a) die Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg, 

b) die Regionalplanung in Brandenburg mit fünf kommunal verfassten Planungsgemeinschaf-

ten sowie 

c) die Kommunale Bauleitplanung (Flächennutzungsplanung und Bebauungsplanung). 

Nicht näher eingegangen wurde auf die Planung in Berlin. Dort enthält der Flächennutzungsplan 

regionalplanerische Elemente; für die Bebauungsplanung sind die Bezirke zuständig. Das Gegens-

tromprinzip, das die drei Ebenen miteinander verbindet, bedeutet in der Raumordnung, dass die 

unteren Ebenen an der Erstellung der übergeordneten Pläne beteiligt werden und umgekehrt die 

unteren Ebenen den Vorgaben durch die übergeordneten Pläne folgen. Die Gemeinsame Landes-

planung beeinflusst dabei außerdem die Fachpläne, die wiederum von der Kommunalen Bauleit-

planung befolgt werden müssen.  

Daneben existieren in Berlin und Brandenburg verschiede institutionalisierte Kooperationsstruk-

turen, die die räumliche Entwicklung beeinflussen, z. B. ein Kommunales Nachbarschaftsforum 

(KNF) oder der Dachverband der Regionalparks. Diese informellen Kooperationsstrukturen werden 

finanziell von der Gemeinsamen Landesplanung unterstützt.  



 

7  Impulse für politische Handlungsempfehlungen 

 
Abbildung 2: Räumliche Planung und Entwicklung in Berlin Brandenburg, eigene Darstellung in Anlehnung an: Schmidt-
Eichstaedt, G. (2018): Bauleitplanung. In: ARL – Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Handwörter-
buch der Stadt- und Raumentwicklung, S. 139-160, Hannover und Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg 

3.2 Kommunale Steuerungselemente – Vergabepraxis auf 

kommunaler Ebene 

Ein zentrales Steuerungselement auf kommunaler Ebene ist die Ausgestaltung der Vergabekrite-

rien für Flächen. In seinem Impuls erläuterte Willi Lehnert vom Bündnis junge Landwirtschaft (BJL) 

die aktuelle Situation, Herausforderungen, Bedarfe und Lösungsansätze.  

Das Flächeneigentum ist in den 413 Gemeinden Brandenburgs sehr unterschiedlich verteilt und 

wird nicht zentral erfasst. Für die Flächenvergabe ist die kommunale Verwaltung (Amt für Land-

wirtschaft) zuständig, die jedoch begrenzte Kapazitäten hat, um konkrete Vorhaben wie z. B. die 

Entwicklung von Vergabekriterien zu verfolgen. In einigen Kommunen wurden bereits Kriterienka-

taloge entwickelt, doch die Mehrzahl der Kommunen wendet aktuell keine Vergabekriterien für 

die Vergabe von Flächen an. Kriterien können beispielsweise die Art der Bewirtschaftung, die geo-

graphische Nähe oder die Vergabe an JNQs sein, die dann anhand eines Punktesystems gewichtet 

werden. Dabei müssen die unterschiedlichen Bedarfe der Kommunen berücksichtigt werden (Orts-

ansässigkeit, Klimaschutz, Nachhaltigkeitsziele (SDGs), etc.).  

Da die Verwaltungsebene häufig keine Einblicke in die Bedarfe der JNQs hat, muss der Informati-

onsaustausch und das entsprechende fachliche Wissen in den Verwaltungen verbessert werden. 

Auch eine öffentlichkeitswirksame Kommunikation von Erfolgen kann helfen, das Thema nach au-

ßen hin sichtbarer zu machen. Die Entwicklung von rechtssicheren Vergabekriterien ist dabei ein 

zentraler Ansatz. 

Die Flächenplattform Brandenburg, die aktuell in 30 Kommunen aktiv ist, entwickelt deshalb stra-

tegische Ansätze, um die Verfahren zur Vergabe von Flächen transparenter zu gestalten – und 

dadurch vor allem JNQs den Zugang zu Land zu ermöglichen – indem sie Flächeneigentümer*innen 

und Flächennutzer*innen vernetzt und öffentlich Informationen zur Verfügung stellt. 
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4 Warum und für wen politische Handlungs-
empfehlungen? 

Der letzte Impulsvortrag von Sebastian Rogga vom Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsfor-

schung e. V. (ZALF) und Projektkoordinator von KOPOS ordnete die Thematik in den Rahmen des 

KOPOS Projekts ein. Hierfür setzt er sich mit der Frage auseinander, wie aus transformativer For-

schung politische Handlungsansätze abgeleitet werden können und wie das Projekt damit einen 

Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung des Ernährungssystems leisten kann. 

Mit seinem systemischen Ansatz und dem räumlichen Fokus auf den Modellregionen legt KOPOS 

einen Schwerpunkt auf neue Kooperations- und Poolingmodelle zum Thema Zugang zu Land in 

Berlin-Brandenburg (bzw. kurzen Wertschöpfungsketten in der Region Freiburg). Ausgangspunkt 

ist dabei ein gesellschaftlich relevantes Problem, das mithilfe von wissenschaftlicher Analyse und 

der Formulierung von (politischen) Lösungsansätzen transformiert werden soll. Konkret werden 

hierfür im KOPOS Projekt Kooperationsansätze anhand jeweils eines Modellprojektes in den bei-

den Modellregion getestet, Zielgruppen vernetzt und für das Thema sensibilisiert. Ziel ist, mit den 

politischen Handlungsempfehlungen unmittelbar die Politik- und Verwaltungsebene von der Kom-

mune bis zum Land auf den verschiedenen Ebenen zu adressieren. Davon sollen vor allem poten-

zielle landwirtschaftliche Flächennutzer*innen profitieren, aber auch ein gesellschaftlicher Mehr-

wert durch nachhaltigere Ernährungssysteme entstehen. 

Als geplanter Output wird im Sommer 2023 ein Policy Paper zu politischen Handlungsempfehlun-

gen veröffentlicht. 

5 Kleingruppendiskussion: Szenarien für die Vergabe 
und Planung landwirtschaftlicher Flächen 

Die Teilnehmer*innen diskutierten in Kleingruppen anhand zwei verschiedener fiktiver Szenarien 

einerseits die Vergabe und andererseits die Sicherung landwirtschaftlicher Flächen mittels plane-

rischer Instrumente. 

5.1 Planerische Handlungsansätze zur Sicherung von Flächen 

Szenario 1: Wie kann die regionale Planungsgemeinsschaft „Bestenwalde-

Mustersee“ mittels planerischer Instrumente (sowohl formelle als auch informelle 

Instrumente) landwirtschaftliche Flächen sichern oder den Anteil dieser erhöhen?  

Kombination aus Landschaftsplan und Flächennutzungsplan 

Die Gruppe diskutierte über den bereits aktiv nutzbaren „Instrumentenbaukasten“ der räumlichen 

Planung für die Innen- und Außenbereichsplanung: den Bebauungsplan (B-Plan), den Flächennut-

zungsplan, den Landschaftsplan und den Grünordnungsplan.  
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Der Landschaftsplan habe als Instrument keinerlei rechtliche Sicherheit, sodass für eine rechtlich 

bindende Planung nur der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan nutzbar seien. Zur Lösung 

der oben genannten Fragestellung sei jedoch eine Kombination aus Landschaftsplan und Flächen-

nutzungsplan sinnvoll. Möglich wäre es zudem, landwirtschaftliche Flächen im Bebauungsplan ab-

zubilden und dessen Funktion zu erweitern. Dies wäre für kleinteilige Flächen in der Nähe von Sied-

lungen sinnvoll und umsetzbar. So können z. B. kleinteilige Gemüse- oder Gemeinschaftsflächen 

verbindlich in Wohngebiete integriert werden.  

Diskutiert wurde ebenso, im Grünordnungsplan die neue Kategorie „Pflege- und Entwicklungs-

pläne (PEP)“ (Erholung, Landwirtschaft in einem Plan) aufzusetzen, um somit Tourismus, Erholung 

und Landwirtschaft zu kombinieren. 

Städtebaulicher Vertrag 

Der Zweiklang aus Landschaftsplan und Flächennutzungsplan soll mit weiteren flankierenden In-

strumenten unterstützt werden. Freiwillige Instrumente wie z. B. Runde Tische könnten die Be-

wusstseinsbildung der Kommunen für planerische Maßnahmen zum Erhalt landwirtschaftlicher 

Flächen stärken. Städtebauliche Verträge sollten implementiert werden, um so die Bauleitpläne zu 

ergänzen und die Art der landwirtschaftlichen Nutzung, bspw. regionale Landwirtschaft festzu-

schreiben und zu fördern. In diesem städtebaulichen Vertrag könnten gemeinsame Ziele verein-

bart werden, wie z. B. mehr Innenraumverdichtung oder die Bereitstellung von landwirtschaftli-

chen Vorrangflächen im peri-urbanen Raum und damit im direkten Stadt-Land Verbund. In regulä-

ren Stadtentwicklungsplänen könnte dieses integrierte Konzept als regulatives Instrument fungie-

ren. Grundsätzlich sensibilisierten die Teilnehmenden dafür, die Bewusstseinsbildung der Kommu-

nen für planerische Maßnahmen zu stärken, denn der stetig zunehmende Flächenverbrauch liege 

nur zum Teil in der Verantwortung der Planungsbehörden, sondern auch in der Hand der sich ent-

wickelnden Kommunen.  

Überprüfung der Bebauungspläne (B-Pläne) 

In der kommunalen Planung hat die Ausweisung von Flächen für Wohnraum und Gewerbegebiete 

häufig Vorrang vor der Sicherung dieser Flächen für die Landwirtschaft. Kommunen planen bei-

spielsweise Gewerbegebiete, die nicht auf der gesamten Fläche umgesetzt werden, wodurch be-

wirtschaftete Ackerflächen über lange Zeit den Status des Bauerwartungslandes besitzen. Dies 

führt zu einem deutlichen Anstieg der Pachtpreise dieser und auch umliegender Ackerflächen. Dis-

kutiert wurde daher die dringende Notwendigkeit, die bestehenden Bebauungspläne dahingehend 

zu überprüfen oder aufzulösen, entsprechend anzupassen und ggf. Bauerwartungsland wieder in 

landwirtschaftliche Flächen umzuwidmen. 

Landwirtschaftliche Vorranggebiete 

Sogenannte landwirtschaftliche Vorranggebiete können von den regionalen Planungsgemeinschaf-

ten/der Regionalplanung als vergleichsweise stark bindendes Instrument zum Erhalt landwirt-

schaftlicher Flächen genutzt werden. Allerdings wird dieses Instrument derzeit nur in einer von 

fünf Planungsregionen angewandt. Vorranggebiete Landwirtschaft können aufgrund der Boden-

güte (Ackerzahl) oder wegen anderer Funktionen (Wasserspeicherkapazität, Bedeutung für den 

Klimaschutz) ausgewiesen werden. Dafür ist die Datenverfügbarkeit zur Bewirtschaftungsart und 

Bodenbeschaffung unabdingbar, die aktuell z.T. lückenhaft ist. Die Landesbehörde für Geo-Infor-

mation und die Wasserbehörden könnten entsprechende Daten detaillierter erheben und diese 
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den räumlichen Planern, wie es bereits in der Region Havelland-Flämig umgesetzt wird, zur Verfü-

gung stellen.  

Ausübung von Vorkaufsrechten – Flächenzukauf für Gemeinden  

Einige Kommunen verfügen über wenig landwirtschaftliche Fläche, könnten jedoch gezielt Flächen 

zur landschaftlichen Entwicklung erwerben. Das Vorkaufsrecht für landwirtschaftliche Flächen bie-

tet Kommunen die Möglichkeit, ihre eigenen Flächenpools zu erweitern und so den Zugang zu Flä-

chen zu ermöglichen. In der Praxis wird das Vorkaufsrecht allerdings noch nicht flächendeckend 

von den Kommunen ausgeführt. Momentan ist das Siedlungsrecht für das Vorkaufsrecht gegen-

über landwirtschaftlichen Flächen vorrangig einzustufen. Im folgenden Exkurs werden die Vor-

kaufsrechte der Gemeinden erläutert. 

Exkurs zum Vorkaufsrecht von Gemeinden:  

Das Vorkaufsrecht für Gemeinden ist auf Bundesebene im § 24 des Baugesetzbuches (BauGB) beschrieben. 
Demnach hat die Gemeinde ein Vorkaufsrecht, wenn es sich um Flächen handelt, die: 
- für öffentliche Zwecke, wie Straßen oder Grünflächen oder für Maßnahmen zum Ausgleich nach § 1a 

Absatz 3 genutzt werden sollen. 

- in einem Umlegungsgebiet liegen. 

- in einem Sanierungsgebiet oder städtebaulichen Entwicklungsgebiet liegen. 

- im Bereich einer Durchführungsmaßnahme oder eines Erhaltungsgebietes liegen. 

- im Flächennutzungsplan als Wohnbauflächen gekennzeichnet sind, im Außenbereich liegen und unbe-
baut sind. 

- aufgrund des Hochwasserschutzes freigehalten werden sollten. 

- einen städtebaulichen oder baulichen Missstand aufweisen und es dazu zu erheblichen Auswirkungen 
kommt. 

In einigen der genannten Fälle gelten folgende Voraussetzungen, sodass das Vorkaufsrecht der Gemeinde 
rechtsgeltend ausgeführt werden kann: 

- Die Gemeinde muss den Flächennutzungsplan entsprechend aufgestellt, angepasst oder ergänzt haben.  

- Sie muss einen Beschluss über die Pläne gefasst und bekannt gegeben haben. 

- Aus den Planungsarbeiten muss der zukünftige Nutzen ersichtlich sein. 

Grundsätzlich gilt, dass die Gemeinde schon vor dem Vorliegen des Kaufvertrags genannte Voraussetzungen 
erfüllen muss, die ihr Vorkaufsrecht begründen. 

Das Vorkaufsrecht für das Land ist im Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetz (BbgNatSchAG) § 
26 wie folgt geregelt:  

„(1) Dem Land steht ein Vorkaufsrecht beim Kauf von Grundstücken zu, die ganz oder teilweise in National-
parks, Naturschutzgebieten oder Gebieten liegen, die als Naturschutzgebiet einstweilig sichergestellt sind. 
Satz 1 gilt auch für Grundstücke, die als künftiges Naturschutzgebiet einer Veränderungssperre nach § 9 Ab-
satz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 22 Absatz 3 Satz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes unterliegen. Das Vor-
kaufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Eigentümer oder die Eigentümerin das Grundstück an den Ehepart-
ner oder die Ehepartnerin, eingetragenen Lebenspartner oder eingetragene Lebenspartnerin oder einen Ver-
wandten oder eine Verwandte ersten Grades veräußert. Das Vorkaufsrecht steht dem Land nicht zu bei einem 
Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder von Erbbaurechten. 

(2) Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt werden, wenn das Grundstück für den Naturschutz, die Landschafts-
pflege oder die naturnahe Erholung verwendet werden soll. Die vorgesehene Verwendung ist bei der Aus-
übung des Vorkaufsrechts anzugeben. (…).“ 

Infobox 1: Exkurs zum Vorkaufsrecht von Gemeinden, Quellen: Auszüge aus Baugesetzbuch (BauGB) und Brandenburgi-
sches Naturschutzausführungsgesetz (BbgNatSchAG) 

 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=167602375250374737&sessionID=7537754931847511875&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=5480871,10#jurabs_2
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=167602375250374737&sessionID=7537754931847511875&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=5480871,10#jurabs_2
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=167602375250374737&sessionID=7537754931847511875&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=3810431,23#jurabs_3
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=167602375250374737&sessionID=7537754931847511875&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=140272,1
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5.2 Handlungsansätze kommunaler Vergabe von Flächen 

Szenario 2: Welche institutionellen Rahmenbedingungen müssen für die Vergabe 

nach einem Kriterienkatalog vorhanden sein? Wie kann die Gemeinde 

„Bestenwalde“ den Kriterienkatalog in der kommunalen Vergabepraxis ihrer 

landwirtschaftlichen Flächen erarbeiten und umsetzen? 

Interkommunale Zusammenarbeit stärken 

Um Ressourcen zu bündeln und fachliche Kompetenzen zu teilen, könnten verschiedene Gemein-

den gemeinsame Kriterien für die Vergabe von Flächen erarbeiten, die im Rahmen der Pachtflä-

chenvergabe für alle beteiligten Gemeinden gelten. So könnten Kommunen die Vergabe in Vertre-

tung für entsprechende Nachbargemeinden und über Gemeindegrenze hinaus durchführen. 

Grundsätzlich gilt, dass Gemeinden ihre Vergabekriterien im Rahmen des Bundesrechtes frei wäh-

len und ihr Land nach individuell entwickelten Kriterien verpachten können.  

Vergabekriterien nach Punktesystem 

Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland (EKM) oder die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Land-

wirtschaft (AbL) erarbeiteten z. B. eine Handreichung, die sich an Gemeinden richtet und Empfeh-

lungen zu einer sozial-ökologisch nachhaltigen Verpachtungspraxis gibt. So werden Vergabekrite-

rien mit einem entsprechenden Punktesystem hinterlegt. Die Vergabepraxis der EKM soll laut den 

Teilnehmenden innerhalb der Kirchen rechtlich verbindlich werden. Die evangelische Kirche Berlin-

Brandenburg-schlesische Oberlausitz (EKBO) arbeitet daran, die aktuellen Empfehlungen zur 

Vergabe in einen regulativen Rahmen zu gießen: An einer Pacht interessierte Landwirt*innen müs-

sen sich einem Beurteilungsprozess unterziehen, der durch ein Punktesystem den passenden Päch-

ter ermittelt. Die Gemeinde Kyritz in Brandenburg arbeitet aktuell bereits mit dem Katalog der AbL, 

weitere Gemeinden haben bereits Interesse bekundet.  

Kontrolle und Evaluierung  

In der Regel werden die im Pachtvertrag angelegten oder bei Vergabe bestimmten Kriterien nicht 

routinemäßig kontrolliert. Die Zusammenarbeit basiert auf gegenseitigem Vertrauen. Eine entspre-

chende Datengrundlage zur Kontrolle wäre durch die InVeKoS-Datenbank gegeben. Allerdings ist 

der Zugang zur Datenbank nur eingeschränkt möglich, z. B. für Forschungseinrichtungen mit be-

gründetem Interesse. 

„Vorrang von Leistung vor Preis“ als Vergabekriterium 

In Brandenburg werden teilweise sehr hohe Pachtpreise, jenseits eines real zu erwirtschaftenden 

Deckungsbeitrages, veranschlagt. Jedoch gilt gleichzeitig bei der Pachtpreisgestaltung eine Er-

tragsangemessenheit. Die ortsüblichen, durchschnittlichen Pachtpreise, die die Kommune vor ei-

ner Vergabe ermitteln müsste, finden zu wenig Anwendung. Jeder staatliche Pachtvertrag müsste 

diese Angemessenheit einhalten. Dies wird aktuell rechtlich nicht eingehalten, da diese Anwen-

dung z.T. für die Kommunen aufwändig ist.  

Um faire Vergabepraktiken zu fördern, prüft das MLUK aktuell das Prinzip des „Vorrangs von Leis-

tung vor dem Preis“ als Vergabekriterium: Grundsätzlich ist es schwierig die sehr hohen Preise bei 

der Verpachtung und dem Verkauf von Flächen zu deckeln. Deshalb kann eine Vergabe nach soge-

nannten Leistungskriterien Vorteile des Zugangs zu Flächen für Landwirt*innen bedeuten, die 

https://www.zi-daten.de/infoZID.html
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entsprechenden Kriterien erfüllen und ihnen ermöglichen, ertragsangemessene Pachtpreise zu 

zahlen. 

Gründung einer Landgesellschaft 

Zudem wurde die Notwendigkeit der Gründung einer Landgesellschaft für Berlin-Brandenburg dis-

kutiert. Diese könnte die Verwaltung von Flächen und die Bildung von Flächenpools für die Vergabe 

nach Kriterien umsetzen. Die Verwaltung der Flächen müsste fachkundig sein und mit den Bedar-

fen der Kommunen im Einklang stehen. Grundsätzliche Kriterien sollten mit einem Fragenkatalog 

versehen werden, der z. B. Kriterien wie die Fruchtfolge, Betriebskonzept, Flächenkulisse und so-

ziale Leistungen (Ausbildungsangebote, Angebote für regionale Vermarktung) berücksichtigt.  
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6 Anhang 

6.1 Ablaufplan 

Zeitlicher Ablauf  Inhalte  

09:00 Uhr  Ankommen  

10:00 Uhr  

Begrüßung  

Vorstellungsrunde, Agenda, Einführung  

Moderation: Simone Zeil (e-fect)  

Input: Annabella Jakab (Netzwerk Flächensicherung 

e.V.)  

10:40 Uhr  

Input: Planerischen Steuerungsinstrumen-
ten der Flächensicherung 

Referent: Andreas Obersteg (HafenCity Universität Ham-
burg, HCU) 

10:50 Uhr  

Input: Kommunale Steuerungselemente 

(Vergabepraxis auf kommunaler Ebene) 
Referent: Willi Lehnert (Bündnis junge Landwirtschaft 

(BJL), Flächenplattform BB)  

11:00 Uhr  Kaffeepause  

11:10 Uhr  
Diskussion: Perspektiven der Teilnehmer: 

innen, Offenes Austauschformat  

11:50 Uhr  

Input: Handlungsempfehlungen entwi-

ckeln – Zielgruppen & Ziele  
Referent: Sebastian Rogga (Leibniz-Zentrum für Agrar-

landschaftsforschung e. V.) 

12:30 Uhr  Mittagessen 

13:30 Uhr  

Arbeit in Kleingruppen: Szenarien & Instru-

menten für die Sicherung & Vergabe landwirt-

schaftlicher Flächen 

14:35 Uhr  Kaffeepause   

15:45 Uhr  Ergebnisvorstellung der Kleingruppen 

16:45 Uhr  Ausblick  

17:00 Uhr  Ende  
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6.2 Liste der Teilnehmenden  

Vorname Name Organisation 

Christian  Filter Amtsleiter Stadtplanung Stadt Bernau 

Stephanie Haerdle Berliner Stadtgüter 

Anke Hahn OLGA Dresden 

Christian Hentschel Bürgermeister Gemeinde Schönefeld  

Willi Lehnert Bündnis Junge Landwirtschaft 

Tobias Leiber 
Bundesverband der gemeinnützigen Landes-
gesellschaften 

Maria Mundry Kreisbauernverband Ostprignitz-Ruppin e. V. 

Juliane Prause 
Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-
Fläming 

Ulrike Schillemeit 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und 
Klimaschutz Brandenburg (MLUK) 

Katrin  Stary Berliner Stadtgüter 

Maximilian  Wonke Bürgermeister Gemeinde Panketal  

 

Teilnehmer*innen des KOPOS Projektteams 

Vorname Name Organisation 

Julia  Jägle Ecologic Institut 

Annabella  Jakab Netzwerk Flächensicherung 

Andreas Obersteg HafenCity Universität Hamburg (HCU) 

Annette Piorr 
Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsfor-
schung (ZALF) 

Sebastian  Rogga 
Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsfor-
schung (ZALF) 

Simone Zeil e-fect 
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6.3 Fotoprotokoll 
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Szenario 1: Wie kann die regionale Planungsgemeinsschaft „Bestenwalde-

Mustersee“ mittels planerischer Instrumente (sowohl formelle als auch informelle 

Instrumente) landwirtschaftliche Flächen sichern oder den Anteil dieser erhöhen?  
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Szenario 2: Welche institutionellen Rahmenbedingungen müssen für die Vergabe 

nach einem Kriterienkatalog vorhanden sein? Wie kann die Gemeinde 

„Bestenwalde“ den Kriterienkatalog in der kommunalen Vergabepraxis ihrer 

landwirtschaftlichen Flächen erarbeiten und umsetzen? 

 

 


